
Studiere am führenden Institut für
Journalismus und Kommunikation:
maz.ch

Viele denken über ihre Zukunft nach.
Du schreibst sie.

Reisen Exklusiv auf Kurs – ein Anlass
für Entdecker undGeniesser

Anmeldung und Information:
+41 44 211 30 00 | www.mccm.ch/events

Weitere Reisen unter:
reisen.nzz.ch

Datum:Montag, 15. bis Freitag,
19. September 2025

Veranstaltungsort:
Basel, Luzern, Zürich, St. Gallen,
Bad Ragaz und Bern

Eine Anmeldung ist obliga-
torisch. Der Austragungsort
wird Ihnen mit der Teilnahme-
bestätigung mitgeteilt. Die
Teilnahme ist kostenlos.

Programm:

Basel Montag, 15. September
18:00 – 20:30 Uhr

Luzern Dienstag, 16. September
15:00 – 17:00 Uhr oder
17:45 – 19:45 Uhr

Zürich Mittwoch, 17. September
15:00 – 17:00 Uhr oder
17:45 – 19:45 Uhr

St. Gallen Donnerstag, 18.
September 11:00 – 13:00 Uhr

Bad Ragaz Donnerstag, 18.
September 18:00 – 20:30 Uhr

Bern Freitag, 19. September
15:00 – 17:30 Uhr

Prof. Dr. Patricia Holm & Prof. Dr. Jürgen Holm
Patricia, passionierte Meeresbiologin und Ökolo-
gin, leitet Expeditionen im Mittelmeer und Atlantik
und forscht in der Antarktis, während Jürgen, Bio-
loge und Geologe, weltweit Geo-Hotspots erkun-
det und diese fotografisch atemberaubend doku-
mentiert.

Erleben Sie mit MCCM MASTER CRUISES eine Inspirationsreise in drei faszinierenden Dimensionen: klassische Luxuskreuzfahrten mit der EUROPA und
EUROPA 2, eindrucksvolle Expeditionsreisen mit den HANSEATIC Schiffen – sowie sorgfältig kuratierte Leserreisen in Zusammenarbeit mit NZZ Reisen, begleitet
von ausgewiesenen Fachreferenten.

Mit tiefem Verständnis für die feinen Unterschiede und einem Gespür für das Besondere eröffnet Hapag-Lloyd Cruises Ihnen die facettenreiche Welt einer
Flotte, die neue Massstäbe setzt. Ob exquisite Kulinarik, persönliche Freiheit an Bord oder aussergewöhnliche Routen – freuen Sie sich auf Einblicke in Reisen,
die höchsten Ansprüchen gerecht werden.

Ganz gleich, ob Sie stilvolle Eleganz auf hoher See oder intensive Naturerlebnisse suchen – diese Reiseformate führen Sie zu Zielen, die berühren. Für alle, die
nicht einfach reisen, sondern mit Tiefgang entdecken wollen. Anspruchsvoll. Persönlich. Unvergesslich.

Ihre Fachreferenten an Bord:

Anm
eldu

ng u
nter:

www
.mcc

m.ch
/eve

nts

Live NZZ Podium Teilnehmende:
• James W. Davis,
Politikwissenschafter
• Heribert Dieter,
Wissenschafter Aussenwirt-
schaftspolitik, Geopolitik
und Geoökonomie
• Christian Gattiker,
Leiter Research, Bank
Julius Bär & Co. AG
• Stefanie Walter,
Politikwissenschafterin

Moderation:
Martin Meyer,
Leiter «NZZ Podium»

Partner:

Mittwoch,
17.September 2025
18.30–20.00 Uhr

Aufbruch und Abbruch –
Trumps Zollpolitik und ihre
Folgen
Wieder im Amt, beabsichtigt Präsident Trump die Welt mit
exorbitanten Zöllen zu überziehen. Und zwar nicht nur
China, sondern auch Europa, nach Massgabe des «unfairen
Handelsbilanzdefizits». Die Betroffenen stellten reziproke
Vergeltung in Aussicht. Freier Welthandel war gestern.
Warum geht es Trump? Um das Staatsdefizit, das aus dem
Ruder läuft? Bereits krebst er zurück. Neigt sich die
politische und wirtschaftliche Hegemonie der USA dem
Ende zu?

NZZ-Foyer, Zürich,
und online

Tickets und
Informationen:
nzz.ch/live
+41 44 258 13 81
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Acht Vorschläge zur Entlastung der Wirtschaft
Trumps Zölle setzen die Exportfirmen unter Druck – Bundesrat und Parlament können mehr für die betroffenen Unternehmen tun

PETER A. FISCHER

Ob bei den absurd hohen Zöllen oder
bei der Beschaffung des Kampfflug-
zeugs F-35: Zu welchen Bedingungen
die USA mit sich geschäften lassen, be-
stimmt Washington. Sicher ist, dass es
unter DonaldTrump für die Schweiz teu-
rer wird. Das setzt die exportorientierte
Wirtschaft und damit denWohlstand des
Landes unter Druck. Umso wichtiger ist
es jetzt, die von den USA und vom gene-
rellen Trend zu mehr Protektionismus
ausgehenden Nachteile aus eigener Kraft
zu kompensieren.

Der Bundesrat hat am Mittwoch eine
erste Aussprache geführt und über Vor-
schläge beraten.Das Staatssekretariat für
Wirtschaft hat bereits vor einem Jahr eine

wirtschaftspolitische Agenda publiziert.
Diese will der Bundesrat vorantreiben
und sich dabei vor allem auf administra-
tive Entlastungen konzentrieren,wie er in
einer Mitteilung schreibt. Das ist ehren-
wert, aber nicht genug. Der Verband
der schweizerischen Maschinen-, Elek-
tro- und Metallindustrie hat ein Zehn-
Punkte-Programm veröffentlicht, und die
liberale Denkfabrik Avenir Suisse listet
fünfzehn Punkte zur Stärkung der Wett-
bewerbsfähigkeit auf, die die Schweiz
über die nächsten zwölf Monate realisie-
ren könnte.

Wichtig ist, dass dieMassnahmen nicht
Strukturen am Leben erhalten, die durch
globale Veränderungen überholt sind.
Und dass keine staatliche Industriepolitik
betrieben wird, die Subventionsgelder in
Projekte fliessen lässt, die sich wirtschaft-
lich nie lohnen. Im Folgenden acht ord-
nungspolitisch unbedenklicheAnsätze.

� Zugang zu anderen Märkten erleich-
tern. Das Freihandelsabkommen mit
Indien tritt demnächst in Kraft, jenes mit
dem Mercosur soll im September unter-
schrieben werden. Nun gilt es, die Ab-
kommen mit Thailand und Malaysia so-
wie demMercosur genauso schnell durch
das Parlament zu bringen wie jenes mit
Indien. Zudem sollte die Schweiz die
Gelegenheit ergreifen, die Freihandels-
abkommen mit China und Japan zu
modernisieren. Und auch der Austausch
mit den von den USA ebenfalls stark
unter Druck gesetzten Ländern Mexiko
und Kanada sollte vertieft werden. Das
mit Grossbritannien verhandelte umfas-

sendere Freihandelsabkommen gilt es
rasch abzuschliessen. Und ein Beitritt zu
plurilateralen Gruppen wie dem trans-
pazifischen Partnerschaftsabkommen
CPTPP sollte ohne Scheuklappen neu ge-
prüft werden. Schliesslich sollte die Aus-
senwirtschaftsdiplomatie Initiativen er-
greifen, um die Interessen all der Staaten
zu bündeln, die am Erhalt der bisherigen
regelgebundenen Handelsordnung inter-
essiert sind.

� Zugang zum EU-Binnenmarkt
sichern. Mit der zumindest partiellen
Deglobalisierung wird der Zugang zum
EU-Binnenmarkt für die SchweizerWirt-
schaft erst recht zentral. Deshalb gilt es
jetzt, rasch Sicherheit zu schaffen und
das neue Vertragspaket in Kraft zu set-
zen.Versucht werden sollte, die EU dazu
zu bringen, Teile wie die Abkommen zur
gegenseitigen technischen Anerkennung
bereits davor wieder zu aktualisieren.

� Marktzugang für Rüstungsindus-
trie erhalten. Der Ukraine-Krieg hat in
aller Deutlichkeit gezeigt, dass das rigide
Kriegsmaterialgesetz Staaten daran hin-
dert, in der Schweiz gekaufte Rüstungs-
güter nach Bedarf einzusetzen.Trotz dem
grossenAufrüstungsbedarf vergeben des-

wegen europäische Staaten kaum mehr
Aufträge in die Schweiz. Ohne Export-
möglichkeiten kann die Schweizer Rüs-
tungsindustrie aber nicht überleben.Des-
halb gehört das Kriegsmaterialgesetz
rasch angepasst.

� Wandel mit Kurzarbeit erleichtern,
Arbeitsmarkt wettbewerbsfähig erhal-
ten. Kurzarbeit einführen, ohne dass die
Betroffenen erhebliche Lohneinbussen
erleiden, erleichtert es den Firmen, sich
an neue Verhältnisse anzupassen, ohne
ihre Fachkräfte zu verlieren. Hingegen
ist es kaum zielführend, diese für mehr
als anderthalb Jahre an eine Firma zu bin-
den,wenn es dieser nicht gelingt, sich um-
zuorientieren. Deswegen ist es vernünf-
tig, die Kurzarbeit auf 18 Monate zu be-
schränken. Die Entschädigungsdauer
braucht nicht auf 24 Monate erhöht zu
werden.Unabhängig davon sollte das ver-
alteteArbeitsgesetz modernisiert werden;
Jahresarbeitszeiten sollten vereinfacht er-
laubt werden. Zudem gilt es, Berufsleh-
ren nicht zu verbürokratisieren und Zu-
lassungserfordernisse für die Ausübung
von Berufen nicht unnötig zu erschweren.
Auf weitere Zwangsmassnahmen wie die
erleichterte Allgemeinverbindlichkeits-
erklärung von Gesamtarbeitsverträgen

oder Verschärfungen des Kündigungs-
schutzes ist zu verzichten.

� Innovationsklima verbessern. Inno-
vative Firmen brauchen keine Subventio-
nen, aber eine gute Zusammenarbeit mit
Hochschulen in der Forschung und Ent-
wicklung. Zudem gilt es, die besten Fach-
kräfte und unternehmerischen Köpfe in
der Schweiz zu halten.Deshalb sollte man
Hochschulabgänger aus Drittländern ver-
einfacht in der Schweiz arbeiten lassen
und Startup-Gründern unbürokratisch
Aufenthaltsbewilligungen erteilen.

� Verlässliche und günstige Strom-
versorgung sichern. Ein gleichberech-
tigter Anschluss ans europäische Strom-
netz, wie ihn das Stromabkommen mit
der EU vorsieht, erhöht dieVersorgungs-
sicherheit.Die Stromnetze sollten schnel-
ler bedarfsgerecht ausgebaut werden.Die
Netzkosten können gesenkt und Über-
lastungen vermieden werden durch nach-
fragegerechte Preisschwankungen – auch
für kleine Solar- und Windenergieanla-
gen. Zudem müssen zur Stabilisierung
Reservekapazitäten bereitstehen. Der
Ausbau der Versorgung sollte technolo-
gieneutral erfolgen; das Verbot des Baus
von Kernkraftwerken ist aufzuheben.

� Unternehmen von Bürokratie ent-
lasten. Verwaltungsprozesse sollten alle
digitalisiert und verbindliche Fristen für
Bewilligungen vorgegeben werden. Bau-
bewilligungen dauern immer länger; sie
müssen vereinfacht und beschleunigt
werden. Auf die Übernahme der EU-
Vorschriften zur Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung ist zu verzichten. Im Novem-
ber treffen sich die CEO von mittle-
ren Unternehmen zu einer KMU-Par-
lamentssession. Ihre Vorschläge sollten
ernst genommen werden. Avenir Suisse
schlägt zudem die Einführung einer regel-
mässigen «Löschwoche» vor, in der das
Parlament überholte Vorschriften strei-
chen soll. Die grösste und unmittelbarste
Vereinfachung bleibt aber nach wie vor
die Einführung eines Einheitssatzes bei
der Mehrwertsteuer.

� Für Zentralen von international täti-
gen Firmen attraktiv bleiben. Die Ein-
führung der OECD-Mindeststeuer hat
zu einer höheren Belastung von Unter-
nehmen geführt. Viele Staaten ausser-
halb Europas setzen sie nicht um. Des-
halb sollte der Bund kritisch überprüfen,
welche Folgen eine zumindest partielle
Aussetzung hätte. Zusatzeinnahmen
aus der geltenden Mindeststeuer soll-
ten Bund und Kantone zur Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen einset-
zen. Wichtig für den Standort Schweiz
bleibt, dass er für internationale Kader-
leute und ihre Familien attraktiv bleibt.
Zudem sollte der Bund auf die Einfüh-
rung eines Bewilligungsverfahrens für
internationale Investitionen verzich-
ten. Dieses verursacht unnötigen büro-
kratischen Aufwand und birgt die Ge-
fahr von Retorsionsmassnahmen durch
Drittstaaten.Und schliesslich dürfen die
Lohnabgaben nicht noch weiter stei-
gen. Dazu braucht es Finanzdisziplin im
Staatshaushalt. Die vollständige Umset-
zung des Ausgaben-Entlastungspakets
wird dafür zum Test. Und Anreize für
längeres Arbeiten sollten verhindern,
dass die steigende Lebenserwartung die
Finanzierung derAltersvorsorge und da-
mit auch den Finanzhaushalt des Bundes
noch stärker in Schieflage bringt.

DerWirtschaftsstandort Schweiz ist trotz
allem internationalen Unbill nicht ver-
loren. Es braucht keine grandiose Indus-
triepolitik wie in Frankreich und auch
keine hilflos teure Industriestrompreis-
subvention wie in Deutschland. Die Ber-
ner Politik hat genug Möglichkeiten, die
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft
zu verbessern. Sie muss nur wollen. Ei-
nige wenige administrative Entlastungen
allein werden es nicht richten.Es braucht
ein breiteres Problembewusstsein.

CSL wird mit seiner Schweizer Eroberung Vifor nicht glücklich
Der australische Medikamentenhersteller plant weltweit den Abbau von bis zu 4800 Stellen

DOMINIK FELDGES

Der Pharmakonzern CSL ist in der
Schweiz längst nicht so gross wie die
drei einheimischen Branchenschwer-
gewichte Roche, Novartis und Lonza.
Doch mit 2700 Mitarbeitenden, die sich
grösstenteils auf zwei Produktionsstand-
orte in Bern und St. Gallen sowie auf
Büros in Glattbrugg verteilen, ist die
australische Firma hierzulande gleich-
wohl ein gewichtiger Arbeitgeber.

Erst vor drei Jahren gelang dem
Unternehmen mit der Übernahme des
Schweizer Medikamentenherstellers
Vifor Pharma ein Wachstumssprung.
Der Umsatz erhöhte sich dank der
Akquisition, die 11,7 Milliarden Dollar
kostete, um über einen Viertel.

Ebner macht Milliardengewinn

Für den Schweizer Financier Martin
Ebner war es eines seiner lukrativs-
ten Investments. Via das Vehikel Pati-
nex hatte er eine Beteiligung von 23,2
Prozent an Vifor aufgebaut. Beim Ver-

kauf profitierte er von einer Prämie von
61 Prozent, die CSL denAnteilseignern
der St. Galler Pharmafirma bezahlte.

Von der damaligen Aufbruchstim-
mung ist heute allerdings nicht mehr
viel zu spüren. CSL sieht sich im Gegen-
teil zu einem Sparprogramm gezwun-
gen.Wie das Management am Dienstag
zusammen mit seinem jüngsten Jahres-
ergebnis (per Ende Juni 2025) bekannt-
gab, sollen konzernweit bis zu 15 Prozent
aller Stellen wegfallen. Bei einer welt-
weiten Belegschaft von 32 000 Personen
könnten fast 5000 Jobs verlorengehen.

Da es sich um einen laufenden Pro-
zess handle, könne man im Moment
keine Einzelheiten zu den Standorten
mitteilen, sagte eine Sprecherin auf An-
frage. Zugleich bestätigte sie, dass das
Programm auchAuswirkungen auf Mit-
arbeitende in der Schweiz haben werde.

Bereits im Juli war durchgesickert,
dass CSL die weltweiten Forschungs-
aktivitäten auf den Prüfstand stelle. Die
Tamedia-Zeitungen berichteten, dass
die Forschungsabteilung der Sparte CSL
Behring von Bern nach Zürich verlegt

werde. Laut der Schweizer Spreche-
rin wird CSL hierzulande künftig nur
noch Forschung im Bio-Techno-Park in
Schlieren betreiben, wo CSL Vifor mit
seinem Laborpersonal ansässig ist.

CSL Behring ist auf die Entwicklung
und Produktion vonMedikamenten aus
Blutplasma spezialisiert, die vor allem
zur Behandlung von Krebskranken so-
wie von Patienten mit einem hohen
Blutverlust oder schweren Verbrennun-
gen eingesetzt werden. Im Produktions-
werk und in den bisherigen Forschungs-
labors in Bern arbeiteten bis anhin 1800
Mitarbeitende.

CSL Vifor konzentriert sich auf
Medikamente zur Behandlung von
Eisenmangel und von Nierenerkrankun-
gen.Die Zentrale dieser Sparte befindet
sich im ehemaligenVifor-Hauptgebäude
in Glattbrugg. In der St. Galler Fabrik
werden Eisenpräparate hergestellt. Die
beiden Sparten genossen innerhalb des
Konzerns eine grosse Eigenständigkeit,
doch soll damit nun Schluss sein. Weil
die Bereiche stärker kooperieren müs-
sen, wird nicht nur die Anzahl der welt-

weiten Forschungsstandorte von 11 auf
6 reduziert. Das Unternehmen plant
auch, Funktionen im Bereich der Ver-
marktung zusammenzulegen.

Kritik an Trump und Biden

Die Konzernleitung rechnet dank der
Restrukturierung mit jährlichen Einspa-
rungen von 500 bis 550MillionenDollar.
Die einmaligen Kosten des Programms
veranschlagt sie nach Steuern auf 560
bis 620 Millionen Dollar.An einer Tele-
fonkonferenz verwies der Konzern-
chef Paul McKenzie auf die stark ge-
stiegene Unsicherheit in der Pharma-
branche. Er erwähnte neben den Zöllen
und Preissenkungen, die Donald Trump
vorschweben, auch Rabatte, die bereits
unter der Biden-Regierung für ältere
Medikamente durchgesetzt wurden.

Im Geschäftsjahr stieg der Um-
satz von CSL nur noch um 4 (i.V. 11)
Prozent auf 15,4 Milliarden. Dies deu-
tet darauf hin, dass die Firma auch mit
hausgemachten Problemen kämpft.Mc-
Kenzie räumte ein, dass es CSL in letzter

Zeit zu wenig gelungen sei, neue The-
rapien hervorzubringen. «Unser Output
ist nicht dort, wo wir ihn haben möch-
ten», sagte er.

Mit dem Impfstoffhersteller CSL Se-
qirus besitzt der australische Pharma-
konzern zurzeit noch ein drittes Stand-
bein.Auch dieser Bereich hat Schweizer
Wurzeln. CSL hatte 2015 das Geschäft
mit Grippe-Impfstoffen von Novartis
übernommen und stieg so zur Nummer
zwei in diesem Markt auf, hinter dem
französischen Anbieter Sanofi. Künftig
soll CSL Seqirus aber eigenständig sein.
Noch vor Ende Juni 2026 soll die Vak-
zinsparte separat in Australien an die
Börse gebracht werden.

Manager erntenmit Kostensenkungs-
massnahmen unterAnlegern oft Beifall.
Im Fall von CSL löste dieAnkündigung
der umfassenden Reorganisation indes
Bestürzung aus. Der Aktienkurs sank
am Dienstag und Mittwoch um insge-
samt 18,6 Prozent auf knapp 220 austra-
lische Dollar.Viele Investoren scheinen
davon auszugehen, dass CSL noch stär-
ker in Schwierigkeiten geraten wird.

Im Bundeshaus in Bern haben es Politiker in der Hand, die richtigen Rahmenbedingungen zu schaffen. PETER KLAUNZER / KEYSTONE

Stärkung des Standorts
ist nicht in Mode
Kommentar auf Seite 19


